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rundwerte 

Die Zukunft 
fordert uns heraus. 

Es kann nicht 
weitergehen wie 

bisher. 

Bergung der Opfer 
am Donnerstag 

Rorschach (spk) Das am vergangenen 
Donnerstag mit elf Menschen bei Ror­
schach in den Bodensee gestürzte öster­
reichische Flugzeug kann wegen der unsi­
cheren Wetterlage erst am Donnerstag 
geborgen werden. Dies erklärte ein Spre­
cher der St.Galler Kantonspolizei am 
Dienstag abend. Die Maschine liegt nur 
leicht beschädigt in 78 Meter Tiefe im 
Bodensee. 

Die abgestürzte Maschine der Regio­
nalfluglinie «Rheintalflug Rolf Seewald» 
soll mit Luftkissen angehoben und dann 
an Bord eines Fährschiffes gehievt wer­
den. Die Unglücksursache ist noch nicht 
bekannt. 

Am Dienstag war bekanntgeworden, 
dass Pilotin Brigitte Seewald das Flug­
zeug auf ihrem Flug von Wien nach Ho-
henems/A wegen Nebel ursprünglich 
nach Leutkirch/D ausweichen wollte. 
Zwanzig Minuten vor der Landung ent-
schloss sie sich aber, stattdessen in Alt-
enrhein zu landen, wo zu diesem Zeit­
punkt eine Sichtweite von 4 Kilometer 
herrschte. 

Exportboom der 
CH-Investitionsgüter 

Zürich (AP) Schweizer Investitionsgü­
ter haben zwischen 1980 und 1988 einen 
Exportboom erlebt. Die Ausfuhr von 
Maschinen, Apparaten und Nutzfahrzeu­
gen stieg in dieser Zeit wertmässig um 9,7 
Milliarden auf 26,4 Milliarden Franken, 
wie die Wirtschaftsförderung (wf) am 
Dienstag in Zürich berichtete. Der Anteil 
dieser Warengruppe an den Gesamtex­
porten habe letztes Jahr 35,7 Prozent er­
reicht. 

Beim wertmässigen Exportzuwachs an 
zweiter Stelle lagen laut wf die Konsumr 
güter mit einem Plus von 7,7 Milliarden 
auf 20,8 Milliarden; ihr Exportanteil wird 
auf 28 Prozent beziffert. Knapp dahinter 
rangierten Rohstoffe und Halbfabrikate 
(plus 7,1 Milliarden auf 26,8 Milliarden, 
Exportanteil 36,2 Prozent), während der 
kleine Posten Energieträger und Hilfs­
stoffe (0,1 Prozent der Exporte) eine Ab­
nahme um rund 18 Millionen auf 43 Mil­
lionen Franken hinzunehmen hatte. 
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Sympathische Vorstellung der Kandidatinnen und Kandidaten vor rund600 Besuchern — Motto: «Politik ist Sorge um das Gemeinwohl» 
«Politik ist Sorge um das Gemeinwohl» 

- unter dieses Motto hatte die Fortschritt­
liche Bürgerpartei (FBP) am Montag 
abend in ihrer letzten grossen Wahlveran-
staltung vor dem Wbhlwochenende die 
Vorstellung der 25 Kandidatinnen und 
Kandidaten gestellt. Der Applaus für die 
Aussagen der Kandidatinnen und Kandi­
daten zu aktuellen politischen Fragen, für 
die Ausführungen von Regierungschef-
Kandidat Dr. Herbert Wille, für die Er­
klärungen von Josef Biedermann zur Af­
fare «Staatsgerichtshof» und für die An­
sprache von FBP-Ehrenpräsident Dr. Pe­
ter Marxer liess erkennen, dass in der 
FBP eine Atmosphäre der Zuversicht 
und des Vertrauens henscht. Die FBP 
hat in diesem Wahlkampf dargelegt, dass 
sie ihre Kraft zur Bewältigung der Zu­
kunftsfragen aus ihrer Verankerung in 
einem über sieben Jahrzehnte aufgebau­
ten und gesicherten Fundament schöpft. 

Nach einem Mandataren-Treffen 
stimmten sich die rund 600 Besucherin­
nen und Besucher der Wahlveranstaltung 
bei einem Apöro auf die Präsentation der 
Kandidatinnen und Kandidaten der 
Landtagswahl ein. Michael Biedermann 
führte in einer neuen Form durch das 
attraktiv gestaltete Programm, in dessen 
Verlaufe die Kandidatinnen und Kandi­
daten sich mit Bildern und programmati­
schen Aussagen präsentierten. Ihre Vor­
stellungen über das Liechtenstein der Zu­
kunft kontrastierte mit den vom FBP-
Präsidenten Emanuel Vogt vorgetrage­
nen Versäumnissen der VU in den letzten 
Jahren. Die FBP bietet nach seinen Wor­
ten «durch ihre Zielsetzungen, ihre kon­
sequente Arbeit und ihre Mandatare eine 
echte Alternative zur heutigen Politik des 
Zuwartens, des Zögerns, des Tbeibenlas-
sens in einem steuerlosen Boot». Demge­
genüber biete sich die FBP als eine<echte. 
Alternative an: «Wir haben in den letzten 
Jahren bewiesen, dass wir bereit und, fä­
hig sind, lebenswichtige Probleme unse­
res Landes zu erarbeiten und aufzuzei­
gen. Mit der Mehrheit des Volkes wollen 
wir die Lösungen auch durchsetzen.» 

Konkrete programmatische Aussagen 
Die Leitlinien der FBP, die in den letz­

ten zwei Jahren in Arbeitsgruppen erar­
beitet wurden, bildeten das Gerüst für die 
programmatischen Aussagen der 25 Kan­
didatinnen und Kandidaten. Moderator 
Michael Biedermann führte durch das 
ganze Spektrum von aktuellen Fragen, 
die Kandidatinnen und Kandidaten um 

«Politik ist Sorge um das Gemeinwohl» - unter dieses Motto hatte die FBP am Montag abend in ihrer ausgezeichnet besuchten 
Wahlveranstaltung die Vorstellung der 25 Kandidatinnen und Kandidaten gestellt. 

ihre Meinung befragend. Von der Fami­
lienpolitik über die Staatsfinanzen bis zu 
den Grundwerten der Partei wurden alle 
offenen Fragen angesprochen, wobei die 
Kandidatinnen und Kandidaten für die 
künftige Politik ganz konkrete Vorstel­
lungen entwickelten. Die FBP-Landtags-
kandidaten werden ihre - an den Leit­
linien orientierten - .programmatischen 
Abstellungen in . die • parlamentarische, 
'Arbeit einbringen. 

Klare Haltung im Fall v 
«Staatsgerichtshof» 

Mit deutlichen Worten nahm Josef Bie­
dermann, der als Fraktionssprecher die 
ganze Angelegenheit «Staatsgerichtshof» 
im Landtag getragen hatte, zur Affäre 
«Staatsgerichtshof» Stellung und betonte 
erneut, dass die Wahrheit im und um den 
Staatsgerichtshof an den l äg  kommen 
müsse. «Wir wissen, was wir wollen», 
erklärte er unter grossem Beifall und 
führte weiter aus, dass die FBP-Fraktion 
bei ihrer Forderung nach einer parlamen­
tarischen Untersuchungskommission auf 
eine Einigung mit der VU gehofft habe. 

Weiter unterstrich er, dass in der FBP 
darüber Bedauern herrsche, wie die VU 
den Erbprinzen vor ihren parteipoliti­
schen Karren spannen wolle und die 
Treue der FBP zur Monarchie in Frage 
stelle. Unter starkem Beifall der rund 600 
Besucherinnen und Besucher erklärte er  
mit Nachdruck: «Die FBP ist immer zum 
Fürstenhaus gestanden, auch in schwieri­
gen und bedrohlichen Zeiten für die Exi­
stenz unseres Landes - und wird auch 
weiterhin . zu unserem Fürstenhaus 
stehen.» 
. Erfahrungen mit der Zusammenarbeit 

In seinem Referat ging Regierungs­
chef-Kandidat Dr. Herbert Wille vor al­
lem auf die Zusammenarbeit mit der V U  
ein und erwähnte Beispiele - wie den Fall 
«Staatsgerichtshof» oder die Frage «Waf­
fenplatz» - von fehlender Gemeinsam­
keit: «Solange die Mehrheit in Landtag 
und Regierung allein bestimmt, was das 
«Miteinander» heisst, ist die Gemeinsam­
keit stets in Frage gestellt.» Ferner beton­
te er; dass die FBP immer die staatserhal­
tende Kraft, ein Garant für den Staat 
gewesen sei und stellte die Frage: «War 

Die Untersuchungskommission ist verfassungsgemäss 
Klarstellung von FBP-Ehrenpräsident Dr. Peter Marxer am FBP-Parteitreffen in Vaduz 

Die VU treibt seit geraumer Zeit ein Venvirrspiel wegen der Verfassungsmässigkeit oder Verfassungswidrigkeit der von 
der FBP-Fraktion im Landtag beantragten Untersuchungskommission im Fall «Staatsgerichtshof». FBP-Ehrenpräsident 
Dr. Peter Marxer stellte am Montag abend anliisslkh des FBP-Puteitreffens fest, dass die Untersuchungskommission 
verfassungsgemäss sei und er sich in dieser BeurteOang einig sei mit seinen Anwaltskollegen Dr. Ernst Büchel, Dr. Gerard 
Batliner, Dr. Herbert Batliner, Dr. Gregor Steger und Dr. Walter Kieber. 

Eigentlich hätten die bevorstehen­
den Landtagswahlen erst in einem Jahr 
stattfinden sollen. Sie mussten vorver­
legt werden, weil das Parlament nicht 
mehr beschlussfähig war. Die Beschlus­
sunfähigkeit hat ihre Ursache nicht in 
irgendeiner Meinungsverschiedenheit 
der Parteien über irgendeine Sachfra­
ge. Es ging um eine fundamentale An­
gelegenheit, die den Nerv unserer 
staatlichen Institutionen berührt. 

Von der Affäre «Seeger» 
zumVU-Skandal 

Ausgangspunkt ist die uns allen satt­
sam bekannte, seit Jahren schwelende 
Affäre um den Präsidenten des Staats-

„ gerichtshofes, dessen Fehlveihalten im 
Amt dem Ansehen der Gerichte im 
Volk nachhaltigen Schaden zugefügt 
hat. Aber die Haltung der Mehrheits­
partei und ihrer höchsten Vertreter in 
Partei, Landtag und Regierung war es, 
die die Affäre Seeger zu einem Skandal 
der\faterländischen Union auswachsen 
liess. 

Fassungslos mussten wir Bürger zu­

sehen, wie sich die Mehrheitspartei mit 
formalen Ausflüchten weigerte, der 
Bestellung einer parlamentarischen 
Untersuchungskommission zuzustim­
men, deren einziger Zweck es ist, die 
Wahrheit an den Thg zu bringen und 
damit einen Beitrag zu leisten, das arg 
ramponierte Vertrauen des Bürgers in 
den Rechtsstaat wieder herzustellen. 

Können wir die Hauptverantwortung 
um unser Land wirklich w i e d e r  Politi­
kern anvertrauen, die so rücksichtslos 
ihre Parteiinteressen vor die Interessen 
des Gemeinwohls stellen und durch' 
Vertuschung und Verweigerung der 
Aufklärung all dieser trüben Vorgänge 
mit- nicht stichhaltigen Ausflüchten 
dem Ansehen unseres Landes schwer 
geschadet.haben? 

An dieser Melle möchte ich mit aller 
Hoheit festhalte«, dass dievo« der 
FBP verlangte Uatertwh—pkommis-
skwi wiliMMgsguüsg ist. Ich weiss 
mich in dieser Frage n e b  mit meinen 
AnwaltskoHegea, Dr. Erast Bichel, 
Dr. Genril Batfiimv D t  Herbert Bat­

liner, Dr. Gregor Steger und Dr. Wal­
ter Kieber, einig. Unteisuchungskom-
missionen dürfen gemäss Verfassung 
nur zur Feststeilung von Iktsachen ein­
gesetzt werden und können deshalb 
schon rein begrifflich nicht die Gewalt-
entrennnng, die wir genau so hochhal­
ten wie die Vaterländische Union, ver­
letzen. 

Eine Verletzung des Prinzips der Ge­
waltentrennung und der richterlichen 
Unabhängigkeit könnte nur dann vor-
liegen, wenn eine Untersuchungskom­
mission Weisungen erteilt oder selbst 
Entscheidungen fällt, was ja verfas­
sungsrechtlich ausgeschlossen ist und 
was von der FBP-Fraktion gar nie ver­
langt worden ist. 

Unserer Fraktion gebührt unser Re­
spekt, unsere Sympathie und unsere 
Anerkennung, dass sie im Interesse des 
Landes, seiner Glaubwürdigkeit vor 
den eigenen Bürgern und um seines 
Ansehens als Rechtsstaat im Ausland 
willen diese für alle Bürger unerträg­
liche Haltung der Mehrheitspartei nicht 
hingenommen hat. 

die Vaterländische Union 1936, als die 
Koalition geschaffen wurde, der Garant 
für die politische Stabilität?» 

Eine gemeinsame Politik, wie sie die 
VU gerade derzeit immer wieder betone, 
kann nach den Worten von Dr. Herbert 
Wille nur geführt werden, wenn sie auch 
gegenseitig abgesprochen und festgelegt 
sei. Bei der entscheidenden Frage der 
europäischen Integration liege keine Ab­
sprache und Festlegung vor, die liechten­
steinische Position sei auf Regierungsebe­
ne nicht formuliert worden: «Es sind 
nicht einmal die Vorarbeiten geleistet 
worden.» 
Untersuchungskommission 
verfassungsgemäss 

FBP-Ehrenpräsident Dr. Peter Marxer 
(siehe auch Kasten) ging in seiner Rede 
auf die Verfassungsmässigkeit der von 
der FBP geforderten Untersuchungskom­
mission ein und erklärte: «Ich weiss mich 
in dieser Frage auch mit meinen Anwalts­
kollegen Dr. Ernst Büchel, Dr. Gerard 
Batliner, Dr. Herbert Batliner, Dr. Gre­
gor Steger und Dr. Walter Kieber einig». 
Vor der Wahlentscheidung haben sich 
nach seinen Ausführungen die Bürgerin­
nen und Bürger zu fragen, welcher Partei 
sie ihre Stimme geben sollten: Der FBP 
oder der VU, die Macht vor Recht stelle. 
Ferner wies er auf die negative Entwick­
lung des Finanzplanes hin und meinte mit 
Blick auf die VU-Aussenpolitik: «Das 
letzte grosse aussenpolitische Ereignis, 
der Beitritt zum Europarat, liegt elf Jahre 
zurück. Seither treten wir auf der Stelle.» 
(Die Ansprache von FBP-Ehrenpräsident 
Dr. Peter Marxer finden Sie im Innern 
der heutigen Ausgabe.) 
Vertrauen und Selbstbewusstsein 

Am Schluss der FBP-Wahlveranstal-
tung konnte FBP-Präsident Emanuel 
Vogt auf die grossartige Stimmung und 
das Selbstbewusstsein der Partei hinwei­
sen. «Dieser Abend der Geschlossenheit, 
des klaren Willens mit neuer Kraft und 
Dynamik für ein lebenswertes Liechten­
stein zu arbeiten, gibt uns Sicherheit, 
Wohlgefühl und Zuversicht.» 

Wir helfen 
weltweiter. 
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